
Den Zugang
zum Recht
erhalten
Arbeits- und Sozialgerichte
sichern, Verbände beteiligen

Die Landesregierung hat beschlossen, alle bestehenden Arbeits- und
Sozialgerichte zu schließen und die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit
an einem neu zu errichtenden Standort im Land zu zentralisieren.

www.nord.dgb.de

Weitere Informationen:

schleswig-holstein.de - Ministerium für Justiz und Gesundheit -
Justizministerin Kerstin von der Decken zur Gerichtsstrukturreform

Die Beschäftigten an den Gerichten, die
ehrenamtlichen Richter*innen sowie alle
beteiligten Verbände wurden von dieser
Entscheidung völlig überrascht.
Eine solche zentralisierte Gerichtsstruktur in
einem Flächenland wäre bundesweit beispiellos
und widerspricht dem Koalitionsvertrag der
Landesregierung: „…Davon unberührt werden wir
aber alle Standorte der schleswig-holsteinischen
Justiz erhalten. Hierdurch sichern wir den
unkomplizierten Zugang zur Justiz überall in
Schleswig-Holstein“.

Die vermeintlichen Einspareffekte durch
diesen Schritt sind fragwürdig sowie kurz- und
mittelfristig unrealistisch (u.a. aufgrund
langfristig laufender Mietverträge). 
Die Auswirkungen wären dagegen sowohl für die
Beschäftigten an den Gerichten, als auch alle
Prozessbeteiligten einschneidend.

Wir verfügen in Schleswig-Holstein über eine bei
den Rechtssuchenden anerkannte und sehr gut
funktionierende Arbeits- und Sozialgerichts-
barkeit. Grund dafür ist auch die örtliche Nähe.
Eine Zentralisierung dürfte dazu führen, dass sich
die Dauer von Prozessen noch weiter verlängert.
Kurze Prozesszeiten sind jedoch ein wichtiges
Kriterium für das Vertrauen in den Rechtsstaat.

Der im Koalitionsvertrag zugesicherte Zugang
zum Recht muss erhalten bleiben. Veränderungen
in der Organisation der Arbeits- und Sozial-
gerichtsbarkeit müssen, wie in der Vergangenheit,
im Einvernehmen mit den beteiligten Verbänden
gestaltet werden. 

Dazu fordern wir die Rücknahme des
Kabinettsbeschlusses zugunsten eines
ergebnisoffenen Dialogs.

So nicht mit uns!

Aufruf zur Kundgebung 
Donnerstag, 17. Oktober, 15 Uhr
Kieler Landtag, Düsternbrooker Weg 70

Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Juristinnen und Juristen

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Presse/PI/2024/Justiz/240927_gerichtsstrukturreform?nn=85e1a85d-96cb-4963-8063-76141d91c9c8
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Presse/PI/2024/Justiz/240927_gerichtsstrukturreform?nn=85e1a85d-96cb-4963-8063-76141d91c9c8



